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VieleEmotionenzumThemaWindpark
Amvergangenen Freitag endete in Beinwil das öffentlicheMitwirkungsverfahren zumWindpark. DieMeinungen sind gespalten.

Die Plakatewurden abgehängt,
die Ausstellung ist geschlossen.
NunwartetderGemeinderatauf
die letztenFormulare, die inden
kommendenTagenperPost ein-
treffen sollten. Dann ist das öf-
fentlicheMitwirkungsverfahren
zum geplanten Windpark in
Beinwil, das am vergangenen
Freitag endete, definitiv abge-
schlossen. Oder zumindest der
Teil, in dem sich die Bevölke-
rung aktiv einbringen kann.

DienächstenSchritte liegen
in der Zuständigkeit des Kan-
tons.DortwurdedieVoranfrage
zum Projekt vor etwa zwei Mo-
naten eingereicht. Nun werden
auchdieMitwirkungendort ein-
fliessen.

CVPBezirkMuri ist fürden
Windpark, SVP istdagegen
Über Details zu denMitwirkun-
genkannGemeindeammannAl-
bert Betschart noch keine Aus-
kunftgeben.«FüreinUrteil istes
etwas zu früh», sagt er. Die ver-
gangenen Wochen zeigten je-
doch:BeimThemaWindparkko-
chendieEmotionen.DieSVPBe-
zirk Muri fordert, dass der
Lindenberg wie der Zugerberg
als Schutzgebiet deklariert und

Windräder generell verboten
werden. Nun meldete sich auch
die CVP des Bezirks Muri zu
Wortundpositioniert sichalsBe-
fürworterin der Windräder. Die
Partei begrüsse es, dass zumög-

lichen Umwelteinflüssen um-
fangreicheAbklärungengetätigt
wurden. Eswerde jedoch zuwe-
nig über den regionalen Nutzen
gesprochen. «Die Produktion
von sauberem Strom in unserer

Region mit den vier Windkraft-
anlagen wäre beachtlich. Eine
einzelne Anlage würde mehr
Stromproduzieren als alle Foto-
voltaikanlagen im Bezirk Muri
zusammen», so dieCVP.Weite-

re Parteien waren für eine Stel-
lungnahmenicht zu erreichen.

Auch wenn Beinwil erst in
etwa zwei Jahren über die Nut-
zungsplanänderungabstimmen
wird, ist es für Projektleiter Ro-

landEichenbergerwichtig, dass
die Entwicklung transparent
verfolgt werden kann und die
Möglichkeit zurMitwirkungbe-
steht. So habe es schon vor dem
vorgeschriebenenMitwirkungs-
verfahren zwei Ausstellungen
gegeben. Auch ein Interessens-
gruppenprozess sei gestartet
worden, der das Projekt bereits
mitgeformt habe.

Windräder sollen
verbotenwerden
Emotional ist das Thema auch
auf der Luzerner Seite in Hitz-
kirch. Dort soll das fünfte
Windrad des Parks entstehen.
Gegner lancierten 2019 eine
Verbotsinitiative, die am 29.
November zur Abstimmung
kommt.Damitwill dasKomitee
der Bevölkerung die Möglich-
keit geben, sich früh zu äussern
(wir berichteten).

Die Initiative sollWindräder
in den Hitzkircher Ortsteilen
Sulz,MüswangenundHämikon
grundsätzlich verbieten. Ein
Projekt für das geplante Wind-
rad liegt aktuell aber noch kei-
nes vor.

Melanie Burgener

Freiamt

ImNamenderMundhygiene
DieWillisauer SchulzahnfeeDaniela Frey Perez hat ihre Tätigkeit auf die Karibik ausgeweitet.

PhilippWolf

Seinen Anfang nahm das Gan-
ze, als Daniela Frey Perez 2011
einemHotelangestellten in der
Dominikanische Republik er-
zählte, dass sie Dentalhygieni-
kerin und Schulzahnfee ist. Der
Angestellte erwiderte imSpass,
so was gäbe es in seinem Land
nicht, sie solle doch in domini-
kanischen Schulen einmal auf
Besuch gehen. Dazu sagt Frey
Perez heute: «Ich dachte mir,
warumeigentlich nicht, und ein
halbes Jahr später kehrte ich
mit 400Zahnbürsten imKoffer
in die Dominikanische Repub-
lik zurück.»

Über den Bruder eines An-
gestellten ihres Stammhotels
wurde der Kontakt zu einer
Schule und deren Leiterin her-
gestellt.WasFreyPereznorma-
lerweiseals Schulzahnpflegeins-
truktorin an den Willisauer
Schulenmacht, tat sie nun erst-
mals in einem Klassenzimmer
inderDominikanischenRepub-
lik - die Geburtsstunde ihres
Projekts «Bella Risa».

Zahnbürstenaus
TriengenundKriens
DieSchule,woalles angefangen
hat, besucht Frey Perez regel-
mässig. Und bei jeder weiteren
Reise versucht sieweitereSchu-
len zu besuchen und dort die
Mundhygienenachhaltig zu för-
dern. InKontaktmitden lokalen
BehördenstehtFreyPerezdabei
nicht. Stattdessen geht sie ein
paar Tage vor ihrem Besuch di-
rekt auf die Schulen zu und er-
klärt den Verantwortlichen ihr

Anliegen. «Da sind die Leute
meistens spontanundunterbre-
chen denUnterricht.»

Heute passt ihr Gepäck
längst nichtmehr in einen Kof-
fer. 2019 füllte sie erstmals
einen ganzen Schiffscontainer
mit tausenden Zahnbürsten,
Kleidern und sogar Möbelstü-
cken. Die Zahnbürsten erhält
sie unter anderem vom Zahn-
bürstenhersteller Trisa in
Triengen oder derKrienser Fir-
ma Curaprox.

In der Zahnarztpraxis in
Hildisrieden, in der Frey Perez
arbeitet, steht einKässeli für ihr

Projekt, und von den Patientin-
nenundPatientenoderBekann-
ten erhält sie immer wieder
Sachspenden wie Kleider oder
garMöbel.MitdemGeld,das sie
bekommt, bezahlt sie den
Transport der Güter sowieHel-
ferinnen undHelfer vorOrt.

Sogeht einTeil der Spenden
an eine Zahnfee, die in Haiti,
dem Nachbarland der Domini-
kanischen Republik, mehrmals
im Jahr Kinderheime besucht
und den Mädchen und Buben
die Mundhygiene näher bringt.
FreyPerezbezahlt dieFrauauch
jetzt, wo sie die Kinderheime

während der Coronapandemie
nicht besuchen kann.DasVirus
beeinträchtigt Frey Perez’ Pro-
jekt zudem in zweierlei Hin-
sicht: Sie kann auf absehbare
Zeit nicht mehr in die Domini-
kanische Republik reisen. Und
das Zwischenlagern der Sach-
spendenkostet sieGeld, dass sie
sonst für weitere Reisen auf-
wendenkönnte.Aufgehoben ist
«Bella Risa» deswegen aber
nicht, höchstens aufgeschoben.

Hinweis
Mehr Informationen zum Projekt
gibt es auf www.bellarisa.ch

Daniela Frey Perez mit einer Schulklasse in der Dominikanischen Republik. Bild: PD

Regierung hält
an Schularzt fest
LuzernerSchulen DieLuzerner
Regierungwill amBesuch beim
Schulzahnarzt und Schularzt
festhalten.DieAbschaffungdes
Schulzahnarztes brachte Kan-
tonsrätinHelen Schurtenberger
(FDP) aufs politischeTapet.Mit
einem Postulat forderte sie das
Ende der obligatorischen zahn-
ärztlichen Reihenuntersuchun-
gen inderSchule.Heutewürden
die meisten Eltern ihre Verant-
wortung sehr gut wahrnehmen
und ihre Kinder von privaten
ÄrztenundZahnärztenkontrol-
lieren und behandeln lassen.

Die Schulzahnprophylaxe,
auf die der Vorstoss in erster Li-
nie abziele, sei eine Erfolgsge-
schichte, schreibt die Regierung
nun in ihrer Antwort. Sie sehe
keinen Anlass, die Zuständig-
keitsordnung im Schulgesund-
heitsdienst zu hinterfragen.
Trotzdem beantragt die Regie-
rung, das Postulat teilweise er-
heblich zu erklären. Denn im
Schulgesundheitsdienst gebe es
Herausforderungen. So sei es
schwierig, neue Schulärzte und
-zahnärztezufinden,auchseider
hohe administrative Aufwand
nicht von der Hand zu weisen.
DerKantonundderVerbandLu-
zernerGemeindenhättendaher
bereits ein Projekt angestossen.
Die Abläufe sollen vereinheit-
licht und vereinfacht werden,
etwa dank einem «elektroni-
schenZahnbüchlein». (sda)

Psychiatrie geht
Kooperationein
Forensik Die Luzerner Psychia-
trie (Lups) holt sich für den Be-
reichForensikUnterstützungaus
Zürich. Aufgaben, wie etwa das
Erstellen strafrechtlicher foren-
sisch-psychiatrischerGutachten,
übernimmtab2021einTeam, in
demauchMitarbeiterderPsych-
iatrischenUniversitätsklinikZü-
rich (Puk) vertreten sind. Fachli-
cher Leiter des Luzerner Foren-
sischen Dienstes wird Björn
KampmannvonderPuk,wiedie
Lupsgesternmitteilte.Die foren-
sisch-psychiatrischeVersorgung
leide schweizweit unter starkem
Personalmangel. Aus diesem
Grund habe man mit der Puk
einen Kooperationsvertrag im
BereichForensik unterzeichnet.

Somit könne die Zusam-
menarbeit zwischenAllgemein-
psychiatrie und forensischer
Psychiatriebeibehaltenwerden.
Der Forensische Dienst erstellt
strafrechtliche forensisch-psy-
chiatrische Gutachten, betreut
InsassendesUntersuchungsge-
fängnisses Grosshof und der
StrafanstaltWauwilermoosund
führt ambulante Massnahme-
behandlungen durch. (sda)

AWGlehnt
Initiativenab
Kulturland Die Arbeitsgemein-
schaft Wirtschaft und Gesell-
schaft (AWG) lehnt die beiden
Kulturlandinitiativen ab. Wie
derWirtschaftsverbandmitteilt,
bedeutetensie«faktischeinVer-
bot für jegliche flexible Hand-
habung in der Raumplanung».
Dem Gegenvorschlag von Re-
gierung undKantonsrat stimmt
die AWGhingegen zu. (dlw)

Darüber, ob die Windräder in Beinwil gebaut werden, stimmt die Bevölkerung der Gemeinde erst in etwa zwei Jahren ab. Bild: PD


